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notwendigen Voraussetzungen für die Kontrolle 
der Bewährung und für eine erfolgversprechende 
Erziehung des Täters vorliegen. Das müssen nicht 
nur Arbeitskollektive sein. Die Bürgschaft sollte 
vor allem in jenen Fällen übernommen werden, 
in denen sich aus der Tat, ihrer Begehungsweise, 
dem Grad der Schuld sowie aus dem bisherigen 
Verhalten des Täters ergibt, daß er der Führung 
durch die Gesellschaft, durch das bürgende Kol
lektiv bedarf. Die Bürgschaft ist insbesondere 
dann zur Führung des Rechtsverletzers geeignet, 
wenn bei ihm insgesamt der Wille und die Fä
higkeit, seine Beziehungen zur sozialistischen 
Gesellschaft entsprechend ihren Anforderungen 
zu steuern und zu formen, nur schwach entwik- 
kelt sind.

Dasjenige Kollektiv ist zur Übernahme der Bürg
schaft am besten geeignet, welches die entspre
chenden Voraussetzungen und zu dem der Täter 
die stärksten Bindungen hat.

b) Liegt bei der Übergabe der Anklage an das Ge
richt eine Bürgschaftserklärung vor, ohne daß 
darin die wichtigsten Verpflichtungen und Maß
nahmen des Kollektivs enthalten sind, so hat das 
Gericht auf die inhaltliche Ausgestaltung der 
Bürgschaft hinzuwirken. Dabei muß von jenen 
objektiven und subjektiven Bedingungen, die für 
die Entscheidung des Täters zur Tat bestimmend 
waren, ausgegangen werden. Die festzulegenden 
Maßnahmen sind auf die Überwindung dieser 
Faktoren zu richten. Dem Täter soll auch in der 
Bürgschaftserklärung seine Pflicht zur Selbster
ziehung deutlich gemacht werden und welche 
Anforderungen das Kollektiv an ihn dabei stellt. 
Es ist nicht erforderlich, alle Einzelheiten der 
Realisierung der Bürgschaft festzulegen. Jedoch 
kann es zweckmäßig sein, einzelne Kollektiv- 
mitgliedar mit besonderen Aufgaben zu betrauen, 
z. B. wenn sich durch gute Arbeitsleistungen, 
durch hohe Qualifikation und durch ein einwand
freies soziales Verhalten des Brigademitglieds 
zwischen diesem und dem Täter ein besonderes 
Vertrauensverhältnis herausgebildet hat.
Insbesondere bei jungen Menschen ist die Wir
kung des Vorbilds auf das eigen? Verhalten von 
großer Bedeutung. Die Übertragung besonderer 
Aufgaben an einzelne Kollektivmitglieder bedeu
tet jedoch nicht, daß damit die Verantwortung 
des Kollektivs als Ganzes für die Realisierung 
der Bürgschaft- geschmälert wird. Alle in der 
Bürgschaft gestellten Aufgaben sind im Kollektiv 
zu beraten — nach Möglichkeit in Anwesenheit 
und unter aktiver Beteiligung aller Kollektivmit
glieder. Dabei geht es vor allem darum, dem 
Täter die Bewertung seines Verhaltens durch 
seine Kollegen bewußt zu machen und zu einer 
einheitlichen Meinung über die einzuleitenden 
Maßnahmen zu kommen. Alle Kollektivmitglie
der müssen sich für die Verwirklichung der Maß
nahmen verantwortlich fühlen.
Einzelbürgschaften können auf Grund der gel
tenden gesetzlichen Regelung vom Gericht nicht 
bestätigt werden.
Das Gericht hat darauf hinzuwirken, daß die Kol
lektive die Bürgschaftserklärung schriftlich ein
reichen, damit, falls erforderlich, eine differen

zierte Kontrolle ihrer Realisierung durch das Ge
richt gewährleistet ist. Liegt dem Gericht eine 
Bürgschaftserklärung vor, ist immer ein Vertre
ter des betreffenden Kollektivs zur Hauptver
handlung zu laden.
Ein Grund für die^Nichtbestätigung einer Bürg
schaft kann allein in der ungenügend ausgestal
teten oder erst in der Hauptverhandlung vorge
brachten Bürgschaft nicht erblicht werden.
Es ist nicht zulässig, ein Kollektiv zur Über
nahme einer Bürgschaft zu verpflichten.

c) Ob im Falle der Bürgschaftsübernahme gleich
zeitig auch die Verpflichtung, den Arbeitsplatz 
nicht zu wechseln, auszusprechen ist, hängt davon 
ab, ob die bereits dargelegten Voraussetzungen 
für die Arbeitsplatzbindung vorliegen. Ergibt sich 
aus der Hauptverhandlung begründeter Anlaß 
für die Annahme, daß der Täter hinsichtlich der 
Erziehung durch das für ihn bürgende Kollektiv, 
insbesondere der von diesem für erforderlich ge
haltenen konkreten Verpflichtungen und Maß
nahmen, uneinsichtig ist, dann wird darin in der 
Regel der Versuch liegen, aus dem Kollektiv aus
zuscheiden, um sich dessen weiterer Einfluß
nahme zu entziehen. In diesen Fällen ist die 
gleichzeitige Anordnung der Bindung an den Ar
beitsplatz zur Sicherung des Erziehungsprozesses 
und zur Unterstützung des Kollektivs bei der 
Wahrnehmung seiner Aufgaben erforderlich.

IV.
Zum Tätigwerden des Gerichts nach Abschluß der 

Hauptverhandlung zur Unterstützung des 
Erziehungsprozesses beim Ausspruch von Strafen 

ohne Freiheitsentzug

Der Umfang und die Notwendigkeit des Tätigwer
dens des Gerichts nach Abschluß der Hauptverhandlung 
beim Ausspruch von Strafen ohne Freiheitsentzug wird 
von der Notwendigkeit bestimmt, differenziert die ge
sellschaftlichen Kräfte bei der Gestaltung des weiteren 
Umerziehungs- und Bewährungsprozesses des Verur
teilten zu unterstützen. Die Herausarbeitung der für 
die Tatbegehung bedeutsamen Umstände in der Haupt
verhandlung ist auch deshalb erforderlich, damit die je
weiligen gesellschaftlichen Kräfte, in deren Bereich der 
Täter arbeitet und lebt, ihre Verantwortung für seine 
weitere Erziehung wahrnehmen können. Durch ent
sprechende Festlegungen im Urteil, z. B. Bindung an 
den Arbeitsplatz, oder durch Gerichtskritik, Ausspra
chen mit den Leitungen der Betriebe und gesellschaft
lichen Organisationen, Hinweise an staats- und wirt
schaftsleitende Organe kann der weitere gesellschaft
liche Erziehungsprozeß unterstützt werden. Die Auf
gabe des Gerichts besteht darin, die Bereitschaft der 
gesellschaftlichen Kräfte zur Wahrnehmung ihrer Ver
antwortung zu wecken und zu fördern, mit ihnen not
wendige Maßnahmen zu beraten und sie erforderlichen
falls zu unterstützen sowie in Ausnahmefällen und bei 
Arbeitsplatzbindung selbst die Realisierung der fest
gelegten Maßnahmen zu kontrollieren.

Das Festlegen differenzierter Maßnahmen zur weite
ren Gestaltung des Umerziehungsprozesses hat unter 
Beachtung folgender Grundsätze zu erfolgen:

1. Bei der Bindung an den Arbeitsplatz hat das Ge
richt die Pflicht, die damit verbundenen Verpflich-


